Fahrerlaubnisverordnung

Die 7. Anderungsverordnung
zur FeV

Die neueste Anpassung der Fahrerlaubnisverordnung an gedanderte Rechtsnormen
bringt den Fahrerlaubnisbehérden einige Klarstellungen. Sie wirft aber auch neue
Verfahrensfragen auf. Von Volker Kalus
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er Artikel 1 der 7. Anderungs-Verordnung Die Anderungen der 7. Anderungsverordnung
zur Fahrerlaubnisverordnung (FeV) ist zum  kann man grob in vier Kategorien aufteilen:
30.6.2012 in Kraft getreten. Artikel 2—4 treten mit Korrektur von Fehlern, die bei der Neuverkiin-

der 6. Anderungsverordnung zum 19.1.2013 in dung der Fahrerlaubnisverordnung zum 19.12.
Kraft. Die Basics der 6. Anderungsverordnung 2010 entstanden sind,

wurden bereits im Verkehrsdienst' dargestellt. Aktualisierung von aufgefithrten Rechtsnor-
Auf die mit diesen Neuregelungen in Verbindung men,

stehenden Probleme bei der Umsetzung wird in inhaltliche Anderungen, die nun in die Praxis
einem spiteren Artikel einzugehen sein. umgesetzt werden miissen und

1) Schiler - Anderungen im Fahrerlaubnisrecht ab dem 19.01.2013, VD 2012, Heft 07
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Klarstellungen von Sachverhalten, die in der
Regel von den zustindigen Verwaltungsbehor-
den seit Einfithrung der FeV schon zur ge-
lebten Praxis gehoren.
Dieser Beitrag wird sich auf die Darstellung der
wesentlichen Anderungen beschriinken.

Zum 30.6.2012 wurde die Berechtigung der
Klasse L erweitert. Vor dem Hintergrund, dass
der technische Fortschritt zur Produktion von
Zugmaschinen fiir die Land- und Forstwirtschaft
gefithrt hat, die eine zuldssige Hochstgeschwin-
digkeit von 40 km/h aufweisen?, ist diese Anpas-
sung sicherlich nachvollziehbar. @erend in
diesem Zusammenhang ist die che, dass
nicht auch parallel die Anlage 9 - Schliisselzahl
174 - angepasst wurde. Dort findet sich immer
noch eine Beschrankung auf 32 km/h. Es heifst
dort ,Klasse L - giiltig auch zum Fithren von
Zugmaschinen mit einer durch die Bauart
bestimmten Hochstgeschwindigkeit von nicht
mebhr als 32 km/h, auch mit einachsigem Anhan-
ger

Im Zusammenhang mit dieser Erweiterung
der Berechtigung ist die Diskussion entstanden,
ob diese erweiterte Berechtigung automatisch
mit Inkrafttreten der 7. Anderungs-VO genutzt
werden darf. Sehr oft wird hier eine Analogie zur
Einfihrung der neuen Berechtigung der Klasse
Al zum 19.1.2013 herangezogen. Im Gegensatz
zur Erweiterung der Klasse L besteht bei der Er-
weiterung der Klasse Al ein Bezug zu § 6 Abs. 6
FeV in der Fassung vom 19.1.2013. Dort heif3t es
»(6) Fahrerlaubnisse, die bis zum 31121998
Ablauf des 18.1.2013 erteilt worden sind (Fahr-
erlaubnisse alten Rechts), bleiben im Umfang der
bisherigen Berechtigung vorbehaltlich der Be-
stimmungen in § 76 bestehen®.

Hier wird es sicherlich noch Diskussions-
bedarf hinsichtlich der Umsetzung der 6. Ande-
rungs-VO geben, in Bezug auf die Berechtigung
der Klasse L kann hier meiner Meinung nach
jedoch keine Analogie hergestellt werden. Die er-
weiterte Berechtigung kann seit dem 30.6.2012
von jedem Inhaber der Klasse L genutzt werden,

ohne dass es eines Umtauschs des Fithrerscheins
bedarf. Dies muss auch dann gelten, wenn die
Klasse L eine Einschlussklasse nach § 6 Abs. 3
darstellt.

Da ,selbstfahrende Futtermischwagen nicht
unter die Definition der bisher bei den Klassen T
und L aufgefithrten Fahrzeugarten fielen, wurden
diese als zusitzliche Berechtigungen aufgenom-
men. Im Rahmen der Nutzung der Klassen T und
L nur zu land- oder forstwirtschaftlichen Zwe-
cken wurde klargestellt, dass der Einsatz dieser
Fahrzeuge auch zum Einsatz innerhalb der Jagd
gilt.

Die Anforderung eines Fithrungszeugnisses
gehort bei Antriagen auf Erteilung einer Klasse D
(nun in den §§ 11 Abs. 1, 21 Abs. 3 Nr. 6 FeV ge-
regelt) beziehungsweise einer Fahrerlaubnis zur
Fahrgastbeforderung (nun in § 48 Abs. 4 Nr. 2a
FeV geregelt) schon lange zum Standard bei den
zustandigen Verwaltungsbehorden. Dennoch sei
darauf hingewiesen, dass nicht nur die Inhalte
des Fithrungszeugnisses nach § 30 Absatz 5 Satz 1
des Bundeszentralregister-Gesetzes als Grund-
lage zur Beurteilung der Gewdhr einer besonde-
ren Verantwortun h § 11 Abs.1 in Verbin-
dung mit § 48 Abg% 2a FeV dienen, sondern
dass auch andere Sachverhalte wie Inhalte des
Verkehrszentralregisters oder Mitteilungen der
Polizei nach § 2 Abs. 12 StVG unter anderem fiir
diese Beurteilung weiterhin herangezogen wer-
den konnen. Die Begriindung des Verordnungs-
gebers ,,Durch die Forderung eines Fithrungs-
zeugnisses wird der unbestimmte Rechtsbegriff
,besondere Verantwortung bei der Beforderung
von Fahrgisten gerecht wird‘ konkretisiert® ist in
diesem Zusammenhang irrefithrend. Es wire
hilfreich gewesen, bei dieser Anderung eine For-
mulierung wie ,unter anderem durch ein Fiith-
rungszeugnis“ zu wahlen.

In § 18 FeV (Gemeinsame Vorschriften fir die
theoretische und praktische Priifung) wurde nun
die schon in der Anlage 7 Nr. 1.4 festgeschriebene
Regelung eingefiigt, dass im Falle von Tau-
schungen eine theoretische Priifung als nicht
bestanden gilt. Dieser bestehenden Regelung

2) siehe hierzu Begriindung der BR-Drs.245/12 vom 2.5.2012
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kommt bei der aktuellen Hiufung der Betrugs-
versuche bei der theoretischen Priifung durch die
Fortentwicklung der technischen Moglichkeiten
(zum Beispiel iiber eine Kamera im Knopfloch
und einen Miniaturempfinger) eine grofiere Be-
deutung zu. Es wire in diesem Zusammenhang
wiinschenswert, wep=—i=a diesen Fillen die Sank-
tionsméglichkeiteng%]h eine Anderung des
§ 18 Abs. 1 Satz 2 FeV durch die zustandigen Ver-
waltungsbehorden verschirft werden und es
nicht wieder vereinzelten Landerregelungen
tiberlassen bleibt, die Auslegung des Wieder-
holungszeitraums teilweise unterschiedlich - teil-
weise bis zu sechs Monate - zu regeln.

Der Verordnungsgeber hat sich nun weiter-
gehend mit der Dienstfahrerlaubnis beschiftigt.
Bei der Erteilung einer Dienstfahrerlaubnis kann
nun auf die Vorlage eines Fiithrungszeugnisses
verzichtet werden und es wurde in § 26 Abs. 1
FeV aus kontrolltechnischen Grinden (Dienst-
fahrerlaubnisse berechtigen nur zum Fithren von
Dienstfahrzeugen) festgelegt, dass ab dem In-
krafttreten der 7. And-VO ein Dienstfithrer-
schein der Bundeswehr nur in Verbindung mit
einem Dienstausweis giiltig ist. Ergdnzend wurde
geregelt, dass bei der Beendigung eines Dienst-
verhiltnisses und der Neuaufnahme ein neuer
Dienstfiihrerschein ausgehéndigt werden kann.
Bis zur Anderung musste aufgrund der Formu-
lierung des § 26 Abs. 2 FeV der urspriingliche
Dienstfithrerschein wieder ausgehindigt werden.

Im Zusammenhang mit der Erteilung von
Fahrerlaubnissen stehen die Anderungen der
Anlage 6 zur FeV (Anforderungen an das Sehver-
mogen). Zum 28.10.2010° wurde die Anlage 6 um
den Untersuchungsbereich des ,Kontrast- und
Dammerungssehens® erweitert. Leider wurden
die Bescheinigungen nach Anlage 6 Nr. 2.1 und
2.2 nicht entsprechend angepasst. Demzufolge
wurden die Priifungsergebnisse auch nicht aufge-
fihrt und es war fiir die priffenden Verwaltungs-
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behorden nicht moglich nachzuvollziehen, ob
der Arzt diese Sachverhalte auch tatséchlich ge-
priift hatte. Dies fiihrte in der Praxis zu unnéti-
gen Diskussionen mit den Arzten und Betrof-
fenen. Nun wurde in beiden Bescheinigungen
dieser Untersuchungstatbestand aufgenommen
und in den Erlduterungen unter Nr. 2.2.2 der Un-
tersuchungsumfang dargestellt.

Zur Identitatspriifung* wurde analog zur
Sehtestbescheinigung die Eintragung der Num-
mer des Personalausweises eingefiihrt.

Eine Vereinfachung in der Anwendung von
Auflagen und Beschrinkungen stellt die Ande-
rung der nationalen Schliisselzahlen 177 in der
Anlage 9 dar. Schon lange stand die Forderung
im Raum, diese Schliisselzahl nicht nur auf die
Klasse L zu beschrinken, sondern generell eine
Schlusselzahl einzurichten, die einer Verwal-
tungsbehorde generell die Moglichkeit gibt, eine
Fahrerlaubnis nach auflen unabhingig von den
sonstigen EU- oder nationalen Schliisselzahlen
der Anlage 9 (zum Beispiel fiir entsprechende
Kontrollen durch Uberwachungsorgane) be-
schranken zu konnen. Dies ist jetzt durch den
Eintrag der Schliisselzahl 177, ,,Beschrankungen,
Nebenbestimmungen und Zusatzangaben nach
mitzufithrendem Anhang zum Fihrerschein®
moglich.

Wenden wir uns zum Abschluss den wesent-
lichen Anderungen durch Artikel 1 der 7. An-
derungs-VO dem Thema der ausldndischen
Fahrerlaubnis zu. In der Anlage 11 wurden Be-
rechtigungen fiir Neuseeland, Maryland und
Oregon, British Columbia und Manitoba festge-
legt und die Anmerkungen wurden optisch ange-
passt.

Eine Klarstellung war in § 47 FeV erforderlich,
wenn auch hier die Praxis der Regelung wieder
voraus war. Bei der Entziehung einer ausldn-
dischen Fahrerlaubnis oder der Feststellung der
Nichtberechtigung durch eine deutsche Behorde

3) Fiinfte Verordnung zur Anderung der Fahrerlaubnisverordnung und anderer straflenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften vom 17.12.2010 (BGBI. 2010 Nr. 67, Seite 2279 ff)
4) BR-Drs. 245/1/12 (Empfehlung der Ausschiisse) vom 1.6.2012, Seite 31 mit weitergehenden

Ausfiihrungen
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sollte bisher ,,die Ungiiltigkeit der aus-
lindischen Fahrerlaubnis® auf dem
Fithrerschein vermerkt werden. Dies
war unter Zugrundelegung der EU-
Richtlinien eine falsche Formulie-
rung, da die Entziehung einer Fahr-
erlaubnis sowohl im Straf- als auch im
Verwaltungsrecht immer nur die Be-
deutung hatte, dass von dieser Fahr-
erlaubnis auf dem Territorium der
Entscheidungsbehérde kein Gebrauch
gemacht werden durfte. Im all
wurde der jetzt in § 47 Abs. ;%ju—
lierte Text schon immer vofi den
zustdndigen Fahrerlaubnisbehorden
genutzt.

Interessanter ist die Ergdnzung in
§ 47 Abs. 2 Satz 4 FeV. Hier wurde
eine Rechtsgrundlage geschaffen, um
»sich ausldndische Fithrerscheine vor-
legen zu lassen und in Verwahrung nehmen zu
konnen®, um diese dann iiber das Kraftfahrt-
Bundesamt an die auslédndische entziehende
Stelle zuriicksenden zu konnen. Hier wurde ein
Pendant zur Regelung des § 47 Abs. 2 Satz 1 und
2 FeV geschaffen, in dem geregelt wurde, wie bei
der Entziehung durch eine in der Bundesrepublik
zustindige Verwaltungsbehorde zu verfahren ist.
Der einzige Unterschied liegt darin, dass in den
Fillen einer Entziehung durch eine andere aus-
lindische Behorde der Fithrerschein eingezogen
und an die entziehende Behorde zuriickgeschickt
wird. Auf den ersten Blick ist das logisch und
nachvollziehbar. Auf den zweiten Blick ergeben
sich hier Probleme in der Umsetzung.

In der Begriindung zur Anderung finden sich
dazu auszugweise folgende Ausfithrungen: ,,Die
Regelung dient der Klarstellung fiir Fille, in
denen eine ausldndische Fahrerlaubnis durch die
erteilende oder eine sonstige zustindige ausldn-
dische Behorde wieder entzogen wird, der Be-
troffene aber im Inland wohnt und die inldn-
dische Fahrerlaubnisbehorde gemafl § 73 FeV
(Verordnung iiber die Zulassung von Personen

Zum Umgang mit in der EU erworbenen Fiihrerscheinen
bringt die Novelle auch einige Neuerungen
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zum Straflenverkehr) zustandig ist. Mit der Ent-
ziehung seiner Fahrerlaubnis durch die (ausldn-
dische) ausstellende Behorde hat ein Betroffener
(auch) sein Recht verloren, im Inland ein fahr-
erlaubnispflichtiges Fahrzeug zu fithren.

Die Ausfithrungen in Satz 2 betreffen nur eine
einzige Fallkonstellation und konnen nicht gene-
rell auf eine Entziehung einer Fahrerlaubnis im
Ausland angewendet werden.

Falls die entziehende Behorde auch die erst-
mals erteilende Behorde (keine Umschreibungs-
behorde) ist, kann der Fithrerschein ohne Verzug
tiber das Kraftfahrt-Bundesamt an die anfor-
dernde Behorde gesendet werden, da nur im Falle
eines solchen Entzuges durch die erstmals ertei-
lende Behorde der Inhaber dieser Fahrerlaubnis
seine Berechtigung fiir alle EU-/EWR-Staaten
verloren hat.

Unabhingig davon, wie eine Verwaltungs-
behorde in Deutschland (in der Regel wird es die
Wohnortbehérde sein) von einem Entzug der
Fahrerlaubnisbehorde informiert wird, muss die
zustandige Behorde in allen anderen Fillen er-
mitteln, warum die Fahrerlaubnis entzogen und

5) BR-Drs.245/12 Seite 29 (die komplette Begriindung kann unter www.fahrerlaubnisrecht.de jeweils
unter dem betreffenden Paragraphen der FeV nachgelesen werden)
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ob die entziehende Behorde auch die erteilende
Behorde war.

Problematisch wird es, wenn die entziechende
Behorde nicht auch Erteilungsbehorde ist. Dazu
ein Beispiel: Ein Inhaber einer in Ungarn erteil-
ten Fahrerlaubnis mit Wohnsitz in Deutschland
bekommt in England wihrend eines Urlaubes die
Fahrerlaubnis entzogen. In diesem Fall wirkt sich
die Entziehung der ungarischen Fahrerlaubnis in
England auch nur auf das Gebiet des Mitglied-
staates England aus. Der Betroffene bleibt erst
einmal weiterhin im Besitz einer Fahrerlaubnis,
die in Deutschland gilt. In diesem Fall ist es dann
erforderlich, dass die zustindige Verwaltungs-
behorde, die den Fiithrerschein einziehen soll, vor
Versendung des Fiihrerscheins prift, ob die
Entziehungsgriinde nach deutschen Recht ent-
ziehungsrelevant sind. Vor Versendung des Fiih-
rerscheins muss sie gegebenenfalls eine Eig-
nungsiiberpriifung durchfithren, um bei einem
negativen Ergebnis einen entsprechenden Ver-
merk auf dem ungarischen Fithrerschein vorzu-
nehmen, bevor dieser an die Anforderungs-
behorde im EU-Ausland versendet wird.

Dieses Vorgehen wire auch dann erforderlich,
wenn die entziehende Behorde nicht die erstmals
erteilende Behorde wire, da dann im sogenann-
ten ,Umtauschverfahren® eine weitere Fahr-
erlaubnis erteilt worden wire. Dies wire an einer
entsprechenden Schliisselzahl nach der Anlage 9
zur FeV erkennbar. Auch dann sollte vor Versen-
dung des Fiihrerscheins das Erfordernis einer
Eignungsiiberpriifung mit entsprechendem Ein-
trag in den Fiithrerschein gepriift werden.

Diesen Grundgedanken des Mehrfachbesitzes
von Fahrerlaubnissen greift auch eindeutig der
neue § 30a (Riicktausch von Fithrerscheinen) auf.
Wie der Europédische Gerichtshof (EUGH) und
die Kommission® darlegen, bleibt eine Fahr-
erlaubnis im Ausstellungsstaat unverdndert be-
stehen, auch wenn aufgrund dieser Fahrerlaubnis
im ,,Umtauschverfahren” eine weitere EU-/EWR-
Fahrerlaubnis erteilt wird. Demzufolge behalt
eine deutsche Fahrerlaubnis grundsitzlich ihre
Berechtigung auch dann, wenn aufgrund der
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deutschen Fahrerlaubnis eine andere Fahrerlaub-
nis erteilt wird. Dies gilt im Ubrigen erst recht,
wenn es sich um eine Anlage 11- oder Dritt-
staaten-Fahrerlaubnis handelt.

Ob die Formulierung des § 30a Abs. 1 FeV
wirklich zutreffend ist, musste unter diesen
Grundsitzen noch einmal iiberlegt werden. Ab-
satz 1 formuliert: ,Wird ein aufgrund einer deut-
schen Fahrerlaubnis ausgestellter Fithrerschein in
einen Fithrerschein eines Mitgliedstaates (...)“
Meiner Meinung nach handelt es sich nicht um
den Umtausch eines Fihrerscheins, sondern es
wird aufgrund der deutschen Fahrerlaubnis eine
weitere EU-Fahrerlaubnis mit gleichen oder ge-
gebenenfalls mit erweiterten Berechtigungen er-
teilt. Aufgrund der Erteilung dieser weiteren
Fahrerlaubnis wird dem Antragsteller ein neues
Dokument erteilt. Da es auf EU-Ebene geregelt
ist, dass jemand nur im Besitz eines Fiihrer-
scheins sein darf, wird der Ursprungs-Fiihrer-
schein eingezogen und an die Ausstellungs-
behorde zuriickgesendet.

Entsprechend § 30a FeV ist nun der Grund-
gedanke des Mehrfachbesitzes von Fahrerlaub-
nissen manifestiert worden. Der Inhaber einer
umgetauschten deutschen Fahrerlaubnis hat nun
das Recht, nach der Riickkehr aus dem ertei-
lenden Mitgliedstaat den auslédndischen Fiihrer-
schein abzugeben und ein deutsches Dokument
(§ 30a Abs. 1 Satz 2 spricht leider nur von ,,doku-
mentieren®) zu erhalten. In der Praxis gibt es
hierzu mehrere Moglichkeiten. Es kénnte der
urspriingliche Fithrerschein wieder ausgehandigt
werden oder im Ersatzantragsverfahren ein neuer
Fithrerschein ausgestellt werden. Da die FeV hier
keine Regelung vorgesehen hat, was mit deut-
schen Fithrerscheinen geschieht, die im Ausland
aufgrund eines Umtauschs eingezogen und uns
zugesendet wurden, gibt es hierzu die aufge-
fithrten unterschiedlichen Verfahrensweisen.

Wenn auch die Begriindung zum Inhalt des
§ 30a FeV aufgrund des Hinweises auf die Fort-
fithrung einer bereits existierenden Fahrerlaub-
nisnummer meiner Meinung nach einen klaren
Hinweis gibt, dass keine alten Dokumente mehr

6) Auslegungsfragen ...
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ausgehdndigt werden, so wire es wiinschenswert
gewesen, wenn man bei der Gestaltung des § 30a
FeV zum ,Riicktausch-Procedere® klar geregelt
hatte, wie der Riicktausch umzusetzen ist. Eine
Formulierung wie: ,Bei einem Riicktausch in
einen deutschen Fithrerschein sind in diesem die
noch giiltigen Fahrerlaubnisklassen unverandert
durch die Aushindigung eines Fiihrerscheins
entsprechend Anlage 8 - Muster 1 zu dokumen-
tieren“ hdtte hier spétestens ab dem 19.1.2013
Klarheit geschaffen, da dann die Dokumentation
nur noch durch die Aushdndigung eines Fiihrer-
scheins nach dem neuen EU-Muster moglich ge-
wesen wire. Meiner Meinung nach kann das jetzt
schon aufgrund der Ausfithrungen in der Be-
griindung verfahrenstechnisch nur die Aushin-
digung eines neuen Fiihrerscheins innerhalb
eines Antrages auf einen Ersatz-Fiihrerschein
sein.

Insbesondere aufgrund der unterschiedlichen
Mindestalterregelungen in der EU und der un-
mittelbaren Nahe zu Osterreich - dort wurde
ebenfalls durch ein System des begleitenden Fah-
rens (L17) das Mindestalter zum Fithren von
Fahrzeugen der Klasse B reduziert - war eine An-
passung der generellen Mindestalterregelung des
§ 29 Absatz 3 Nr. 1a FeV erforderlich. Durch den
Zusatz: ,und deren Fahrerlaubnis nicht von
einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens tiber den Europdischen Wirtschafts-
raum erteilt worden ist“ wurde jetzt klargestellt,
dass nun auch Herabsetzungen des Mindestalters
in Deutschland anerkannt werden.

Das Begleitete Fahren stellt grundsitzlich eine
Herabsetzung des Mindestalters von 18 Jahren
nach Artikel 4 Abs. 4 Buchstabe b der 3. Fithrer-
schein-Richtlinie dar. Entsprechend Artikel 4
Abs. 6 Buchstabe b kann das Mindestalter von
den einzelnen Mitgliedsstaaten auf 17 Jahre redu-
ziert werden. Entscheidend fiir die Berechtigung
ist Artikel 4 Abs. 6 Satz 3 und 4: ,,Fithrerscheine,
die nach diesem Absatz Personen ausgestellt wer-

den, deren Alter unter dem in den Absitzen 2 bis
4 angegebenen Alter liegt, sind nur so lange im
Hoheitsgebiet des ausstellenden Mitgliedstaats
gliltig, bis der Inhaber des Fiihrerscheins das in
den Absitzen 2 bis 4 vorgesehene Mindestalter
erreicht hat. (...) Die Mitgliedstaaten konnen die
Giiltigkeit von Fiithrerscheinen in ihrem Hoheits-
gebiet anerkennen, die Fahrzeugfithrern ausge-
stellt worden sind, deren Alter unter dem in den
Absitzen 2 bis 4 angegebenen Mindestalter liegt.”
Die EU-Richtlinie regelt damit grundsatzlich
die Berechtigung von Fahrerlaubnissen, die unter
Abweichung des Mindestalters von 18 Jahren er-
teilt werden.” Mit der Anderung des § 29 FeV ist
der Verordnungsgeber dieser Moglichkeit gefolgt
und hat die grundsitzliche Maglichkeit einge-
raumt, dass Inhaber einer EU-/EWR-Fahrerlaub-
nis ab dem 17. Lebensjahr von diesen Berechti-
gungen auf dem Gebiet der BRD Gebrauch
machen konnen, unabhingig davon, von welchen
Bedingungen (zum Beispiel ,,Begleitetes Fahren®)
diese Berechtigung abhéngt. Somit kénnen In-
haber von einer &sterreichischen Fahrerlaubnis
der Klasse B gegebenenfalls schon mit 17 Jahren
unbegleitet in Deutschland Gebrauch machen.

Bleibt zum Abschluss die Anderung in § 28
Abs. 4 FeV. Einleitend muss festgestellt werden,
dass der Verordnungsgeber aus den Entschei-
dungen des EUGH?® keine Konsequenzen fiir die
Regelung des § 28 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 5 FeV
gezogen hat. Hier wire schnellstmoglich Klarheit
herzustellen.

An Neuerungen wurden zum 30.6.2012 Sach-
verhalte unter Nr. 7 und Nr. 8 eingefiigt, die die
generelle gegenseitige Anerkennung nach Artikel
2 Nr.1 der 3. EU-Fiihrerscheinrichtlinie aussetzen:

wenn eine EU-Fahrerlaubnis aufgrund einer
Drittstaaten-Fahrerlaubnis — Staaten nach der
Staatenliste in Anlage 11 sind davon ausge-
nommen - erteilt wurde, ohne dass die ,,Um-
schreiber® eine theoretj und praktische
Priifung abgelegt haben,g%e]

7) Kalus, Mindestalterregelung bei auslindischen Fahrerlaubnissen, VD 2011, Heft 11 ab Seite 310
8) Kalus, Aktuelle Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes, VD 2012, Heft 6 ab Seite 163
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wenn eine erteilte EU-/EWR-Fahrerlaubnis
aufgrund eines gefilschten Fithrerscheins eines
Drittstaates — hier sind Staaten nach der

Staaten)iste in Anlage 11 einbezogen - erteilt
wurde,

wenn ztim Zeitpunkt der Erteilung einer
Drittstaatenerlaubnis der Wohnsitz im Inland
war und im Anschluss diese Fahrerlaubnis ge-
gebenenfalls sogar nach Begriindung eines
ordentlichen Wohnsitzes in einem anderen
EU-/EWR-Mitgliedsstaat dort in eine EU-
EWR-Fahrerlaubnis umgetauscht wurde. Hier
wurde unter Anwendung des Ausschluss-
grundes in § 29 Abs. 3 Nr. 2 FeV ausgeschlos-
sen, dass diese nach EU-Recht unrechtmaflig
erworbene Fahrerlaubnis im Umtauschver-
fahren in einem anderen EU-/EWR-Staat in
eine EU-/EWR-Fahrerlaubnis eine Berech-
tigung erwirbt.

Als zweite Alternative wird die Moglichkeit
aufgefiihrt, dass der Zeitpunkt der Erteilung der
EU-/EWR-Fahrerlaubnis aufgrund einer Dritt-
staaten-Fahrerlaubnis zu einem Zeitpunkt liegt,
zu dem der Betroffene seinen ordentlichen
Wohnsitz in Deutschland hat. Der Erwerb durch
Schiiler oder Studierende wurde aufgrund der

Regelung de .2 FeV in beiden Fillen aus-
genommen.%j

Als Gruntlage fiir diese Ausschlussgriinde
wird Artikel 8 der 2. EU-Fithrerschein-Richtli-
nie aufgefiihrt. Ich gehe davon aus, dass es sich
hier um die Anwendung von Artikel 8 Abs. 6
handelt: ,,(6) Tauscht ein Mitgliedstaat einen
von einem Drittland ausgestellten Fithrerschein
gegen einen Fiihrerschein nach dem EG-Muster
um, so wird der Umtausch darin vermerkt; dies
gilt auch bei jeder spiteren Erneuerung oder
Ersetzung. Der Umtausch darf nur dann vor-
genommen werden, wenn der von einem Dritt-
land ausgestellte Fiihrerschein den zustdndigen
Behorden des umtauschenden Mitgliedstaats
ausgehédndigt worden ist. Verlegt der Inhaber
dieses Fithrerscheins seinen ordentlichen
Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat, so
braucht dieser Mitgliedstaat Artikel 1 Absatz 2
(es handelt sich hier um die gegenseitige An-
erkennung der Fahrererlaubnisse) nicht anzu-
wenden®.

Fahrerlaubnisverordnung

Mit diesen Zusétzen ist der Verordnungsgeber
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes (VGH) Miinchen gerecht geworden, der
eine entsprechende Regelung als erforderlich an-
gesehen hatte. Auch in diesem Fall wire es zum
Verstindnis fiir die Umsetzung wie so oft wiin-
schenswert gewesen, wenn die Begriindung in
der Bundesrats-Drucksache etwas konkreter und
ausfithrlicher gewesen wire, da sich diese Rege-
lungen den Mitarbeitern von Fahrerlaubnis-
behorden, die diese in die Praxis umsetzen mis-
sen, nicht auf den ersten Blick erschliefien. Auf
der einen Seite werden von den Praktikern in den
Fahrerlaubnisbehorden immer umfangreichere
Begriindungen und Darlegungen ihrer Entschei-
dungen gefordert, ansonsten werden die Ent-
scheidungen von den Gerichten als fiir den Biir-
ger nicht nachvollziehbar eingestuft. Auf der
anderen Seite werden die Begriindungen fiir die
Anderungen der Rechtsnormen immer fragmen-
tarischer und bediirfen einer intensiven Recher-
che in anderen Rechtsnormen und der Recht-
sprechung. Es kann aus meiner Sicht fiir den
Gesetz- und Verordnungsgeber keinen groflen
Aufwand darstellen, die erforderlichen Uber-
legungen, die zur Anderung von Rechtsnormen
fihren, auch denjenigen nachvollziehbar und
schliissig darzulegen, damit diese damit arbeiten
kénnen, ohne Auslegungsprobleme erst mit den
zustdndigen Ministerien und Mittelbehorden
oder gar durch die Rechtsprechung kliren zu las-
sen. Und dies dann noch mit dem Ergebnis, dass
die Regelungen in den einzelnen Landern unter-
schiedlich umgesetzt werden.

Es gibe eine einfache Losung, um unser Ver-
waltungshandeln zu vereinfachen. Der Gesetz-
und Verordnungsgeber miisste nur nachvollzieh-
bar erklaren, was warum gewollt ist. Dann wiirden
viele Zeitressourcen eingespart, die fiir die eigent-
liche Arbeit eingesetzt werden konnten.

Volker Kalus ist Leiter der Fithrerschein-
stelle der Stadt Ludwigshafen und
Dozent fiir Fahrerlaubnis-, Fahrlehrer- und
Personenbeférderungsrecht.
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Bitte hier "(Nr.7)" einfügen
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Notiz
Einschub bitte bis hierher 

KalusV01
Notiz
Hier "(Nr.8)" einfügen.


